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Großtagespflegestelle: Kindertagespflege im 
Angestelltenverhältnis

Urteil des VG Stuttgart vom 5.11.2014 – 7 K 
459/13 – ZKJ 2015, 80 - 87  

Sachverhalt (stark gekürzt)
Die Klägerin betrieb in der Zeit vom September 
2008 bis September 2013 eine Großtagespfleg-
stelle »D.K.A« und betreibt seit September 2012 
eine Großtagespflegestelle »R« mit Tagespfle-
gepersonen, die sie angestellt hat. Mit Bescheid 
vom 10.9.2014 erteilte die Beklage der Klägerin 
die Erlaubnis zur Kindertagespflege nach § 43 
Absatz 1 SGB VIII. Der Bescheid war mit der Ne-
benbestimmung versehen, dass die Klägerin be-
rechtigt ist, zusammen mit Frau D. in den Räumen 
in der L.-Straße Kinder zu betreuen und dass ein 
beigefügtes Merkblatt zur Erlaubnis (Stand De-
zember 2013) Bestandteil der Erlaubnis ist. Un-
ter Ziffer II des Merkblatts wird hinsichtlich der 
Großtagespflege auf die Regelungen in der »Rah-
menkonzeption für Stuttgarter Großtagespflege« 
verwiesen, die verbindlich einzuhalten seien. (S. 
84). Nach diesen Regelungen arbeiten in Großta-
gespflegestellen selbstständige Tagespflegeper-
sonen zusammen, ist eine Organisationsstruktur 
der Tagespflegepersonen untereinander mit Lei-
tungsfunktionen und Angestelltenverhältnissen 
unzulässig, müssen die Tageskinder einer Tages-
pflegeperson fest zugeordnet sein und von dieser 
auch überwiegend betreut werden und ist es nur 
in Ausnahmefällen gestattet, dass das Tagespfle-
gekind von einer anderen Tagespflegeperson be-
treut wird.

Mit ihrer beim Verwaltungsgericht Stuttgart 
eingereichten Klage begehrt die Klägerin die 
Feststellung, dass sie im Rahmen der Kinderta-
gespflege nach § 43 SGB VIII berechtigt ist, die 
Betreuung von Kleinkindern in anderen geeigne-
ten Räumen im Sinne von § 1 Absatz 7 Satz 3 

KiTaG (Großtagespflegestellen) mit Kindertages-
pflegepersonen beziehungsweise pädagogischen 
Fachkräften durchzuführen, die bei ihr dauerhaft 
als abhängig beschäftigte Arbeitnehmer einge-
stellt sind.

Die Beklagte beantragt, die Klage abzuweisen.

Entscheidungsgründe (stark gekürzt)
Das VG Stuttgart hat die für zulässig erachtete 
Feststellungsklage im Wesentlichen mit folgen-
der Begründung abgewiesen:
1.	 Für Kindertagespflege, die außerhalb des 

Haushalts des Erziehungsberechtigten mehr 
als 15 Stunden wöchentlich gegen Entgelt 
und länger als drei Monate stattfindet, sei 
gemäß § 43 SGB VIII eine Erlaubnis erforder-
lich, wobei Hintergrund dieser Regelung die 
öffentliche Aufsicht über die Kinderbetreuung 
zum Schutz der Kinder sei.

2.	 Der Landesgesetzgeber habe in § 1 Absatz 7 
KiTaG geregelt, dass Kindertagespflege grund-
sätzlich im Haushalt der Personensorgebe-
rechtigten oder im Haushalt der Tagespfle-
geperson erfolge, allerdings auch in anderen 
Räumen erfolgen könne.

3.	 Nach den maßgeblichen Verwaltungsvor-
schriften (VwV Kindertagespflege; GABL. 
2013, 650) könnten in anderen geeigneten 
Räumen maximal neun Kinder durch mehrere 
Tagespflegepersonen mit einer Pflegeerlaub-
nis nach § 43 SGB VIII betreut werden.

4.	 Der Landesgesetzgeber Baden-Württemberg 
habe von der Möglichkeit Gebrauch gemacht, 
Kindertagespflege in anderen geeigneten 
Räumen zuzulassen und weitere Regelungen 
dem Verordnungsgeber überlassen. Dieser 
habe in den Verwaltungsvorschriften zum 
Ausdruck gebracht, dass die Abgrenzung zwi-
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schen Kindertagespflege, für die die Erteilung 
einer Pflegeerlaubnis gemäß § 43 SGB III er-
forderlich sei, und der Kinderkrippe, für die 
eine Betriebserlaubnis gemäß § 45 SGB VIII 
erforderlich sei, oberste Priorität habe. 

5.	 Dem werde auch durch das »Rahmenkonzept 
Stuttgarter Großtagespflege« Rechnung ge-
tragen, wonach auch in einer Großtagespfle-
gestelle die Tagespflegepersonen selbststän-
dig und nicht im Angestelltenverhältnis tätig 
seien, die Tageskinder einer Tagespflegeperson 
fest zugeordnet sein müssten und nur aus-
nahmsweise von einer anderen Tagespflege-
person betreut werden dürften.

6.	 Kindertagespflege sei personenbezogen und 
das zu betreuende Kind sei der Tagespflege-
person vertraglich und persönlich zugeordnet. 
Der Gesetzgeber gehe bei Tagespflegeperso-
nen grundsätzlich von einer selbstständigen 
Tätigkeit aus. Der nicht-institutionelle fami-
liäre Charakter der Tagespflege spreche gegen 
die Zulässigkeit der Anstellung von Tages-
pflegepersonen bei Trägern, zumal durch eine 
Anstellung der Tagespflegeperson ein Abhän-
gigkeitsverhältnis gegenüber dem Arbeitgeber 
entstehe, durch welches das besondere Ver-
trauensverhältnis zwischen der Tagespflege-
person und den Eltern des Tagespflegekindes 
beeinträchtigt werden könnte. 

7.	 Dieser immanente Konflikt zwischen arbeits-
vertraglichen Regelungen und vertraglichen 
Verpflichtungen gegenüber den Eltern des 
Tagespflegekindes zeige sich auch in dem 
Arbeitsvertrag der Klägerin mit der bei ihr 
angestellten Tagespflegeperson D. und dem 
Betreuungsvertrag mit den Eltern des Ta-
gespflegekindes M.H. So werde nach dem 
Arbeitsvertrag die Lage der Arbeitszeit vom 
Arbeitgeber, also der Klägerin, bestimmt, wo-
hingegen nach dem Betreuungsvertrag mit 
den Eltern Frau D. verpflichtet sei, für das 
Kind M.H. montags bis donnerstags von 8 bis 
15 Uhr die Betreuung zu übernehmen. Auch 

die im Arbeitsvertrag enthaltene Regelung zur 
Verschwiegenheitspflicht sei im Hinblick auf 
§ 43 Absatz 3 Satz 6 SGB VIII nicht unproble-
matisch, da die Tagespflegeperson nach dieser 
Bestimmung die Pflicht habe, den Träger der 
öffentlichen Jugendhilfe über wichtige Ereig-
nisse zu unterrichten, die für die Betreuung 
des Tagespflegekindes wichtig sind.

8.	 Eine Verletzung der durch Artikel 12 Absatz 
1 GG geschützten Berufsausübungsfreiheit 
liege nicht vor, da die Anstellung von ande-
ren Tagespflegepersonen vom Berufsbild der 
Tagespflegeperson nicht umfasst sei und es 
der Klägerin möglich sei, zusammen mit Frau 
D. in einer Großtagespflegestelle tätig zu sein, 
ohne diese anzustellen.

Stellungnahme
Der Anteil von Tagespflegepersonen, die au-
ßerhalb ihrer Wohnung tätig sind, hat sich von 
2006 bis 2013 verdreifacht, wobei ein Trend zu 
sogenannten Großtagespflegestellen, also Zu-
sammenschlüssen von zumeist zwei, mitunter 
aber auch mehreren Tagespflegepersonen, die 
gemeinsam mehr als fünf Kinder betreuen, zu 
verzeichnen ist1. Da offensichtlich bei vielen 
Tagespflegepersonen der Wunsch besteht, ihre 
Tätigkeit im Rahmen eines Angestelltenverhält-
nisses auszuüben2 - der Vorteil einer Tätigkeit im 
Angestelltenverhältnis besteht unter anderem 
darin, dass mit einem geregelten Einkommen 
gerechnet werden kann und Lohnfortzahlung 
im Krankheitsfall und während der Urlaubszeit 
sowie gegebenenfalls geregelte Arbeitszeiten 
gewährleistet sind – und da offensichtlich auch 
viele Kommunen (vermutlich aus Kostengründen) 
den Ausbau von Großtagespflegestellen fördern3, 

1	  Vgl. Hartkötter, M. / Pabst, C.: Großtagespflegestellen als 
neuer Trend in der Kinderbetreuung, online: www.dji.de/in-
dex.php?id=42978 (Abruf: 23.03.2015), S. 1, 10. 

2	  Sell,S. / Kukula, N.: Leistungsorientierte Vergütung in 
der Kindertagespflege. Von der aktuellen Praxis zu einem 
zukunftsfähigen Modell? Herausgegeben vom Institut für 
Bildungs- und Sozialpolitik der Hochschule Koblenz (ibus), 
Koblenz, 2012, S. 20.

3	  »Die Großtagespflege wird vielerorts stark ausgebaut.« 
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ist es erfreulich, dass nunmehr erstmals eine 
Gerichtsentscheidung vorliegt, die sich mit der 
rechtlichen Zulässigkeit der Kindertagespflege im 
Angestelltenverhältnis befasst und mit überzeu-
genden Gründen das Angestelltenmodell als un-
zulässig ansieht, da bei dieser Organisationsform 
eine Abgrenzung zwischen einer Großtagespfle-
gestelle, bei der (noch) der familiäre, nicht-insti-
tutionelle Charakter der Tagespflege mit jeweils 
kindbezogenen Pflegeerlaubnissen zu einer Kin-
derkrippe/Einrichtung, für welche gemäß § 45 
SGB VIII eine Betriebserlaubnis erforderlich ist, 
nahezu unmöglich ist. Denn durch Großtages-
pflegestellen, insbesondere durch solche, bei de-
nen ein Angestelltenkonzept vorliegt, besteht die 
Gefahr, dass sich die im 14. Kinder- und Jugend-
bericht geäußerte Befürchtung bewahrheitet, 
dass Großtagespflegestellen mit ihrem »Mini–
Kita-Charakter«4 nur als billige Alternative zur 
Kinderkrippe genutzt werden und den einstigen 
Vorteil der Kindertagespflege, der in einem fami-
liäreren, nicht-institutionellen Setting besteht, 
verspielen. Auch das vom Verwaltungsgericht 
vorgebrachte Argument, dass Interessenskollisio-
nen der angestellten Tagespflegeperson faktisch 
dadurch unvermeidbar sind, dass diese bei der 
Großtagespflege im Angestelltenverhältnis un-
ter Umständen widersprechende Verpflichtungen 
gegenüber der sie anstellenden Tagespflegeper-
son durch den Arbeitsvertrag und gegenüber den 
Eltern des Pflegekindes durch den Betreuungs-
vertag eingeht, ist durchaus überzeugend, denn 
niemand kann und sollte zwei Herren5 dienen.

(siehe Fußnoten 1, S. 8) Schon bei Aktivierung des gesunden 
Menschenverstandes dürfte deutlich werden, dass sich diese 
Form der Gewährleistung des Rechtsanspruchs auf individu-
elle Förderung von Kindern ab Vollendung des 1. Lebensjah-
res in Kindertagespflege oder Kindertageseinrichtungen bei  
kommunalen Entscheidungsträgern sicherlich nicht unter 
Qualitätsgesichts- sondern Kostengesichtspunkten großer 
Beliebtheit erfreut.

4	  Wiemert,H. / Heeg, S.: Kindertagespflege, Tätigkeitsfeld 
und Betreuungsform mit Potenzial. Ansätze einer qualitäts-
orientierten Weiterentwicklung. DJI: Handreichungen zum 
Projekt Professionalisierung der Kindertagespflege als Dienst-
leistung, München 2012, S. 55.

5	   Oder auch Frauen - oder einem Herrn und einer Frau. 
Unter Genderaspekten wäre die Formulierung »niemand soll 

»Kein Diener kann zwei Herren zugleich dienen. 
Er wird den einen vernachlässigen und den ande-
ren bevorzugen. Er wird dem einen treu sein und 
den anderen hintergehen. Ihr könnt nicht beiden 
zugleich dienen. Gott und dem Geld.«6 

Dem ist nichts hinzuzufügen.

Schadensersatz wegen Nichtbereitstellung 
eines Kinderbetreuungsplatzes

Urteil des LG Leipzig vom 2.2.2015 (7 O 1928/14 
– FamRZ 2015, 969 ff.

Sachverhalt und Entscheidungsgründe 
(stark gekürzt)
Obwohl die Klägerin bei der beklagten Kommu-
ne rechtzeitig einen Antrag gestellt hatte, ihr ab 
19.1.2014 einen Kinderbetreuungsplatz für ihr 
unter drei Jahren, aber über ein Jahr altes Kind7 
zur Verfügung zu stellen, weil sie ab diesem Zeit-
punkt ihre im Einverständnis mit ihrem Arbeitge-
ber durch Elternzeit unterbrochene Arbeit wieder 
aufnehmen wollte, hat die Beklagte ihr erst ab 
1.3.2014 einen Kinderbetreuungsplatz angebo-
ten, mit der Folge, dass sie nicht, wie ursprüng-
lich geplant, ihre Arbeit zum 19.1.2014 sondern 
erst zum 17.7.2014 wieder aufnehmen konnte, 
weil sich ihr Arbeitgeber aus nachvollziehbaren 
Gründen nur in der Lage sah, sie ab diesem Zeit-
punkt wieder zu beschäftigen. Hierdurch ist der 
Klägerin ein Verdienstausfall in Höhe von insge-
samt 4.463,12 Euro entstanden. Das Landgericht 
hat der Schadensersatzklage in vollem Umfang 
stattgegeben und seine Entscheidung im We-
sentlichen wie folgt begründet:

zwei Personen – oder sollte man/frau schreiben: Personin-
nen,  dienen?« vielleicht vorzuziehen. Hiervon wurde jedoch 
im Hinblick auf das nachfolgende  Zitat, bei dem eindeutig 
von Herren die Rede ist, Abstand genommen.

6	  Deutsche Bibelgesellschaft Stuttgart (Hrsg.): Die Bibel 
im heutigen Deutsch, Zweite, durchgesehene Auflage 1982, 
Stuttgart 1982, Lukas, 16, 13.   

7	  Der Sachverhalt ist in der FamRZ nicht mit abgedruckt, 
sodass die Essentials anhand der spärlichen Informationen 
aus den veröffentlichen Entscheidungsgründen rekonstruiert 
werden mussten.
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1.	 Zwar habe das Kind und nicht die Klägerin 
einen Rechtsanspruch auf einen Krippenplatz, 
der sich aus § 24 Absatz 2 SGB VIII ergebe.

2.	 Die sich daraus ergebende Amtspflicht der Be-
klagten auf Bereitstellung eines Krippenplat-
zes bestehe jedoch auch gegenüber der Klä-
gerin, da die Norm des § 24 Absatz 2 SGB VIII 
auch den Sinn habe, die Interessen der Eltern 
wahrzunehmen.

3.	 Dies ergebe sich zum einen aus den Gesetz-
gebungsmaterialien, wonach eine Zielsetzung 
die Verbesserung der Vereinbarkeit von Fami-
lie und Beruf gewesen sei und zum anderen 
aus verfassungsrechtlichen Erwägungen, wo-
nach der Staat verpflichtet sei, Grundlagen 
dafür zu schaffen, dass Familientätigkeit und 
Erwerbstätigkeit aufeinander abgestimmt 
werden können.

4.	 Die Beklagte habe ihre Amtspflicht dadurch 
verletzt, dass sie der Klägerin nicht rechtzei-
tig einen Krippenplatz zur Verfügung gestellt 
habe. 

5.	 Rechtfertigungsgründe seien nicht ersichtlich. 
Auch habe die Beklagte zumindest fahrläs-
sig und damit schuldhaft gehandelt, denn sie 
habe mehr als viereinhalb Jahre Zeit gehabt, in 
ausreichendem Umfang Betreuungsplätze zu 
schaffen, da das Kinderförderungsgesetz be-
ziehungsweise § 24 Absatz 2 SGB VIII bereits 
am 15.12.2008 verkündet und am 1.8.2013 in 
Kraft getreten sei.

6.	 Ein Mitverschulden der Klägerin dadurch, 
dass diese es unterlassen habe, den Rechtsan-
spruch auf den Krippenplatz durch Betreiben 
eines verwaltungsgerichtlichen Eilverfahrens 
durchzusetzen, liege nicht vor, da keine An-
haltspunkte dafür vorlägen, dass für die Klä-
gerin in diesem Fall vor dem 1.3.2014 ein Be-
treuungsplatz zur Verfügung gestanden hätte. 

7.	 Der entstandene Schaden umfasse auch den 

Verdienstausfall und an der Kausalität zwi-
schen der nicht rechtzeitigen Zurverfügung-
stellung des Betreuungsplatzes und dem hie-
rauf beruhenden Verdienstausfall bestünden 
keine Zweifel.

Stellungnahme
Bislang musste sich die Rechtsprechung bei 
Nichtbereitstellung eines Kinderbetreuungsplat-
zes vorwiegend mit zwei Fragen beschäftigen:

Erstens mit der Frage, ob den Eltern ein Wahl-
recht zwischen einer Tageseinrichtung und der 
Kindertagespflege zusteht – diese Frage wird in 
der Rechtsprechung überwiegend verneint8 und 
zweitens mit der Frage, ob berufstätige Eltern 
bei Nichtbereitstellung eines Kinderbetreuungs-
platzes einen Anspruch gegenüber dem Jugend-
hilfeträger auf Erstattung der Kosten haben, die 
dadurch entstanden sind, dass sie einen privaten 
Dienst mit der Betreuung ihres Kindes beauftragt 
haben. Diese Frage ist seit Längerem höchstrich-
terlich geklärt, denn das Bundesverwaltungsge-
richt hat in seinem Urteil vom 12.9.20139 ent-
schieden, dass ein Anspruch auf Übernahme der 
erforderlichen Aufwendungen für einen selbst-
beschafften Kindergartenplatz besteht, wenn der 
Leistungsberechtigte den Träger der öffentlichen 
Jugendhilfe vor der Selbstbeschaffung rechtzei-
tig in Kenntnis gesetzt hat und  die Vorausset-
zungen für die Gewährung der Leistung vorgele-
gen haben und die Deckung des Bedarfs keinen 
zeitlichen Aufschub geduldet hat. 

Das Landgericht Leipzig musste im vorliegenden 
Fall eine dritte Frage im Zusammenhang mit der 
Nichtbereitstellung eines Kinderbetreuungsplat-
zes klären, nämlich die, ob hierin eine Amts-
pflichtverletzung zu sehen ist, auf Grund derer 
Eltern ein Schadensersatzanspruch wegen des 
entgangenen Verdienstes gegen den Träger der 
öffentlichen Jugendhilfe zusteht. 
8	  Siehe hierzu VGH FamRZ 2014, 1156 (LS) sowie die Ent-
scheidung des Oberverwaltungsgerichts Nordrhein-Westfa-
len vom 14.8.2013 (Az. 12 B 793/13) und die hierzu in der EJ 
2014 auf S. 215 f. abgedruckte kritische Anm.

9	 Vgl. BVerwG ( Az.  5 C 35.12 )
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Es hat diese Frage bejaht, und mit überzeugen-
den Gründen ausgeführt, dass die Amtspflicht 
zur Bereitstellung von Kinderbetreuungsplätzen 
nicht nur gegenüber den Kindern als Anspruchs-
inhaber auf einen Betreuungsplatz, sondern auch 
gegenüber deren Eltern besteht, da durch die 
Schaffung des § 24 Absatz 2 SGB VIII insbeson-
dere die schon seit Jahrzehnten zu Recht beklag-
ten Probleme der Vereinbarkeit von Familie und 
Beruf zwar nicht beseitigt, aber doch verringert 
werden sollten. 

Von daher ist die Entscheidung uneingeschränkt 
zu begrüßen, zumal durch die Gewährung ei-
nes Schadenersatzanspruchs mittelbar auch der 
Druck erhöht wird, ausreichend Betreuungsplät-
ze zu schaffen. 				    q

Prof. Dr. Christian Müller
Hochschule Hannover

Fakultät V 
Blumhardtstraße 2

30625 Hannover
christian.mueller@

hs-hannover.de
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mit öffentlichen Verkehrsmitteln:
Das Zentrum für Erwachsenenbildung Stephansstift ist mit öffentli-
chen Verkehrsmitteln gut zu erreichen. Die Fahrt vom Stadtzentrum 
dauert ca. 15 Min. Beim Kauf einer Fahrkarte am Automaten ist die 
Wahl der Tarifzone 1 ausreichend!
Zu Fuß vom Hauptbahnhof bis zur U-Bahn Station „Kröpcke“ (ca. 
400 m) (Ausgang Richtung City). Mit der U-Bahn Linie 5 Richtung 
„Anderten“ oder der Linie 4 Richtung „Roderbruch“ bis Haltestelle 
„Nackenberg“. Gegenüber der Haltestelle, in Fahrtrichtung der Bahn, 
liegt das Gelände des Stephansstiftes.

mit dem Pkw: 
Von Norden: Autobahn A7/E45, Autobahnkreuz Hannover-Kirchhorst 
Richtung Zentrum. Dritte Ausfahrt Medizinische Hochschule (MHH). 
Dem Kreisverkehr folgen, weiter Richtung MHH. Karl-Wiechert-Allee 
folgen, vorbei an der MHH. Leichte Rechtskurve, dann wieder gerade-
aus über die Brücke fahren, Sie sehen das Gelände des Stephansstiftes 
geradeaus vor sich liegen. An der T-Kreuzung rechts abbiegen und 
nach der Haltestelle der Stadtbahn sofort links zurück (U-Turn), dann 
gleich rechts auf das Gelände des Stephansstiftes.
Von Osten u. Westen: Autobahn A2/E30, Autobahnkreuz Hanno-
ver-Buchholz Richtung Zentrum. Zweite Ausfahrt Richtung
MHH, weiter s. o.
Von Süden: Autobahn A7/E45; Abfahrt Hannover-Anderten; an der 
ersten Ausfahrt des Zubringers (Misburg/Anderten) abbiegen, dann 
geradeaus (parallel zur Schnellstraße) weiter. Nach ca. 1 km begin-
nt eine Stadtbahnlinie. Den Schienen folgen. Unter Eisenbahnbrücke 
durch, weiter der Kirchröderstr. folgen. Sie sehen links das Gelände 
des Stephansstiftes liegen. Direkt nach der Haltestelle Nackenberg 
biegen Sie links ab (U-Turn). Dann gleich rechts auf das Gelände des 
Stephansstiftes.
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